
Bundessozialgericht

Az.: 8 RV 529/6ä_
nu————__-.-_—„-——_—

I m N a m e n d e s V o l k e s

zugestellt am 4
In dem Rechtsstreit

17. August 1965
Ioo'ocnuuovoounocl.coatto...-conoo-oocccotoocn. ooooo oo,

Kläger und Revisionskläger,

% e g e n

uno-...ocnoeoncool.in...u..........oc-uoon...oooou.cnog

Beklagter und Revisionsbeklagter,

hat der 8. Senat des Bundessozialgericht ohne mündliche

Verhandlung gemäß 55 165, 155 Abs. 1, 12% Abs. 2 des

Sozialgerichtsgesetzes am 16. Juli 1965 durch

Senatspräsident s t e n g e l

- Vorsitzender —%
Bundesrichter Dr. N e u h a u

5

und Bundesrichter P e t e r s e n
..

?
Bundessozialrichter S c h u t z

und Bundessozialrichter K u h n e r t ' “

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landes—

sozialgerichts Niedersachsen in Celle vom 30. April 1965

aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an dieses Gericht zurückverwicsen.
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Seit August 19ü7.bezieht der Kläger Versorgung wegen "Narben
in der rechten Gesichtshälfte nach Granatsplitterverletzung

mit Verletzung des Ausführungsgangs der Ohrspeicheldrüse
_und dadurch bedingter Entstellung und Nervenschmerzen sowie

Beeinträchtigung der Sehschärfe des rechten Auges” zunächst

auf Grund der Sozialvcrsicherungsdirektive —SVD- 27 (Bescheid

_
vom }. März 1948) und nunmehr des Bundesversorgungsgesetzes

—BVG—(Umanerkennungsbescheid vom 15„ Oktober 1951); die

Rente ist nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 50 V„H. festgestellt° Der Einspruch des Klägers gegen den

Bescheid vom 5‚ März 1948 blieb, weil verspätet und sachlich
nicht begründet, erfolglos (Beschluß des Beschwerdeausschus—

ses vom 27° November 1938)°

Seit l950 bemüht sich der Kläger um die Anerkennung einer

psychischen Erkrankung als weiterer Schädigungsfolge und um

eine entsprechend höhere Rente° Der Antrag vom 27„ Juli 1950,

gestellt vom damaligen Gebrechlichkeitspfleger, war durch

den Bescheid vom 29° September 1950 abgelehnt werden, weil

sich die anerkannten Schädigungsfolgen nicht verschlimmert

hätten und die beim Kläger festzustellenden psychischen
.Veränderungen durch Einwirkungen militärischen Dienstes‘

weder entstanden noch verschlimmert worden seien° Gegen

den Bescheid hatte der Vater des Klägers den Einspruch vom

220 Dezember 1950 erhoben, der als verspätet und sachlich

nicht berechtigt verworfen wurde (Beschluß des Beschwerde—‘

ausschusses vom 23, August 1951); die Berufung nach altem

Recht hatte das Oberversicherungsamt (OVA) zurückgewiesen
(Urteil vom 17. Dezember 1951).

„ _ }1

'Im Juni 1955 hatte das Landesversorgungsamt (LVersorgh) die

{Abschrift der Krankengeschichte über den Kläger für die

Ja re 1950 bis 1955 von der Landes—Heil- und Pflegeanstalt

‚Lüneburg sowie Unterlagen vom Krankenbuchlager in Kassel
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herangezogen und sodann den "Widerspruchsbescheid" vom
14. Oktober 1955 auf den Widerspruch des Vaters vom
22, Dezember 1950 gegen den Bescheid vom 29„ September

1950 erlassen, auf die Entscheidungen vom 5„ März 19A8,

27„_November 19ü8 und das Urteil des OVA Stade vom
17„ Dezember 1951, durch welche die Ablehnung der Aner—

kennung einer Nervenerkrankung als Versorgungslciden

rechtskräftig geworden sei, hingewiesen und auf Grund der

neu ermittelten Unterlagen die psychische Erkrankung nicht

als Versorgungsleiden anerkannt; für eine Wiederaufnahme

des Verfahrens seien keine stichhaltigen Gründe erkennbar„

Durch den weiteren Widerspruehsbescheid vom 21° März 1958

hatte das LVersorgA den rechtzeitigen Einspruch des Vaters

vom 16° November 1951 gegen den Umanerkennungsbescheid vom

15° Oktober 1951 zurückgewiesen, weil der Bescheid vom

290 September 1950 über die Ablehnung des Antrags auf Aner—

kennung von psychischen Veränderungen als Schädigungsfolgen

bindend geworden und nach 5 85 BVG für dieses Gesetz ver-
bindlich sei°

Die Klage gegen den Widerspruchsbeseheid vom 1“„ Oktober 1955,

die sich gemäß 5 96 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) auf den
Widerspruehsbescheid vom 21° März 1958 erstreckt hatte, hat

das Sozialgericht (SG) Stade durch Urteil vom 25„ Mai 1958

abgewiesen, weil die Versorgungsverwaltung durch die Entschei-

dung des Beschwerdeausschusses vom
é7„ November 19Ä8 und auch

durch den Bescheid vom 29° September 1950 bindend über das

Nichtbestehen eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen den

psychischen Veränderungen und Einwirkungen des Militärdien—l

stes entschieden habe; diese Entscheidung sei gemäß 5 85 BVG

für dieses Gesetz verbindlich°

Auf die Berufung des Klägers hat das Landessozialgerieht

(LSG) Beweis erhooen und hat durch Urteil vom 30° April 1965

die Berufung zurückgewiesen° Es hat ausgeführt, die auf Grund

der SVD 27 erteilten Bescheide vom 5„ März 19Ä8, 27„ November

-l;..
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19H8 und 29° September 1950 seien bindend geworden" Der

- zuletzt genannte Bescheid, durch welchen der ursäehliche

Zusammenhang des Nervenleidens mit schädigenden Einwir-

kungen des Wehrdienstes verneint werden sei, und die Ent—
scheidung des 0VA Stade vom 17° Dezember 1951 könnten in

diesem Verfahren nicht mehr auf ihre Richtigkeit geprüft

werden° Der als "Wiederspruchsbescheid" bezeichnete Be—
scheid des LVersorgA vom 1Ä„ Oktober 1955, mit dem über

den "Widerspruch" des Vaters vom 22„ Dezember 1950 ent-

,
schieden werden sei, sei seiner rechtlichen Natur nach

ein Ergänzungsbescheid zum Umanerkennungsbeseheid vom
' 15„ Oktober 1951. Der Beklagte habe durch ihn den Umaner—

kennungsbescheid, der das Nervenleiden nicht erwähnt habe,

nur zur Klarstellung erweitern (ergänzen) wollen° Eine

Neuregelung der streitigen Zusammenhangsfrage, die den

Verwaltungsrechtsweg insoweit neu eröffnet hätte, habe

der Beklagte nicht getroffen und auch nicht treffen wol-

len° Der Umanerkennungsbescheid - ergänzt durch den Be-

scheid vom 143 Oktober 1955 und bestätigt durch den Wider-

spruchsbescheid vom 21° März 1958 — sei nicht zu beanstan—

den; denn über den ursächlichen Zusammenhang des Nervenlei—

dene des Klägers mit schädigenden Einwirkungen des Wehr-
dienstes

sei durch den bindenden SVD—Bescheid vom 29° Sep—

tember 1950 endgültig entschieden werden‚ Diese Entschei—

dung sei gemäß $ 85 BVG auch nach diesem Gesetz réchtsver-

bindlich° Eine neue sachliche Prüfung der streitigen Zusam-

menhangsfrage sei daher nicht möglich„ Die vom Vater des

Klägers beantragte Anerkennung des Nervenleidens als Schä—

digungsfolge hätte aber auch dann keinen Erfolg gehabt,

wenn über den ursächliehen Zusammenhang dieses Leidens mit

schädigenden Einwirkungen des Wehrdienstes in dem Bescheid

vom 29° September 1950 noch nicht entschieden werden wäre

bzw" wenn die Versorgungsverwaltung — etwa durch den Be-

scheid vom 14° Oktober 1955 - eine Neuregelung der streiti-

gen Zusammenhangsfrage vorgenommen hätte; denn es sei nicht

;

i
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wahrscheinlich, daß das Nervcnkiden auf der Granatsplitter-

verletzung beruhe° Dies hat das LSG auf Grund der bei den

Akten befindlichen ärztlichen Unterlagen und des Ergebnis—

ses seincheweisaufnahme näher begründet°

Der Kläger hat Revision eingelegt und.beantragt

die Aufhebung des angefochtenen Urteils und Rück—

verweisung der Sache an das LSG Niedersachsen in

Celle zu erneuter Verhandlung und Entscheidung

gemäß 5 170 Abs. 2 Satz 2 SGG.

Er ist der Ansicht, der Bescheid vom 3„ März 1948 sei nich-

tig und nicht bindend geworden° Damit seien alle folgenden

Beseheide und Urteile nichtig und auch nicht reehtswirksam

geworden, weil sie auf dem nichtigen Bescheid vom 3„ März

19Ä8 beruhten° Dies gelte insbesondere für den Bescheid vom
29. September 1950 auf den vom Pfleger gestellten Antrag auf

Rentenerhöhung; im übrigen rügt er mit näherer Begründung

eine unzureichende Sachaufklärung, eine Überschreitung der

Grenzen des Rechts auf freie riehterliehe Beweiswürdigung und

eine Gesetzesverletzung bei der Beurteilung des ursächlichen

Zusammenhangs des Nervcnleidens mit Einwirkungen des Kriegs—

dienstes.

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen°

Er hält die Revision nicht für statthaft°

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt°

Der_Kläger hat die Revision gegen das oben bezeichnete Urteil

form- und fristgerecht eingelegt und begründet° Das Rechts-

mittel ist vom LSG nicht zugelassen (5 162 Abs‚ 1 Nr, 1 SGG)„

Es findet vorliegend aber statt, weil ein wesentlicher Mangel

des Verfahrens i;S. des @ 162 Abs„ 1 Nr“ 2 SGG gerügt wird

-6—
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und vorliegt (BSG l, 150). Die zulässige Revision ist auch
begründet°

Das LSG hat die angefochtene Entscheidung in doppelter Hin-
sicht begründet° Zunächst hat es eine Prozeßentscheidung

getroffen, soweit es den Bescheid vom }„ März 19Ä8 (mit dem

Einspruchsbeécheid vom 27° November 19ü8) und den Bescheid
vom 29° September 1950 (mit Einspruchsbcscheid vom 25, August

1951) als bindend und das Urteil des OVA vom 17° Dezember

1951 als rechtskräftig angesehen und ausgeführt hat, der Um—

.
anerkennungsbescheid

vom 150 Oktober 1951 - "ergänzt" durch
den Bescheid vom 1Ä° Oktober 1955 und bestätigt durch den
Widerspruchsbescheid vom 21. März 1958 — sei gemäß @ 85 BVG

an die endgültige Regelung des Bescheides vom29° Septem-

ber 1950 über den ursächlichen Zusammenhang des Nervenlei—

dene gebunden und erlaube ebenfalls keine sachliche Nach—

prüfung, Sodann hat das Berufungsgericht eine Sachentschei-

dung gefällt und die Rechtslage erörtert, die eingetreten
wäre, wenn über den ursächlichen Zusammenhang des Nerven—

leidcns mit dem Wehrdienst noch nicht entschieden worden

Wäre bzw° wenn die Versorgungsverwaltung - etwa durch Be—

scheid vom 14, Oktober 1955 - die streitige Zusammenhangs-

frage neu geregelt hätte° Diese Ausführungen des LSG über

die mangelnde sachliche Berechtigung des Klagebegehrens

machen nicht für jeden erkennbar, daß sie nicht zur Grund-

lage der Entscheidung gehörten, sondern nur den Kläger aus

prozeßwirtschaftlichen Gründen darüber belehren sollten,

wie die Sachlage sei, um ihn von weiteren aussiehtslosen

Klagen abzuhalten° Es kann unerörtert bleiben, daß eine

solche Belehrung des Klägers nicht Sache des Gerichts ist

und in eine Entscheidung nicht hineingehört° Jedenfalls

sind die Ausführungen im angefochtenen Urteil nicht so zu

verstehen° Sie sind echte Hilfserwägungen des Berufungs—

gerichts, daß die Klage auch aus sachlich-rechtlichen

Gründen abzuweisen wäre° Derartige hilfsweise gemachten

„-,( „
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Ausführungen sind in keiner Hinsicht verbindlich und müs-

sen vom Revisionsgericht als nicht geschrieben angesehen

werden (Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts, 8° Aufl„,

S. #29 5 89 IV 1 —mit weiterem Zitat —S° 715 5 143 III;
BSG 9, 80 ff, 85, 86). Deshalb entfällt für das Revisions—
gericht von vornherein der zweite Teil der Entscheidungs-

gründe über die fehlende sachliche Berechtigung des Klage-

begehrcns° Die Nachprüfung kann sich nur darauf beschrän—

ken, ob das LSG die im ersten Teil seiner Entscheidungs-

gründe enthaltene Prozeßentscheidung zu Recht erlassen

hat°

Hier kann gerade noch angenommen werden, daß der Kläger

insoweit Revisionsrügen erhoben hat, welche durchgreifen

können„ Die wenig juristisch begründete Revision ist im

Ergebnis der Ansicht, das Berufungsgericht habe uneinge—

schränkt sachlich entscheiden müssen und habe eine Pro-

zeßentscheidung nicht erlassen dürfen° Mag auch die Be—

gründung für diese Auffassung fehl gehen, so ist doch die

Rüge, das LSG habe durch Sachurteil über die Ansprüche

devalägers befinden müssen, im Ergebnis richtig, zumal

— wie bereits dargelegt — dieser Teil der angefochtenen

Entscheidung als nicht geschrieben behandelt werden muß.

Denn das Berufungsgericht hat den Bescheid des LVersorgA

vom 14. Oktober 1955 unrichtig ausgelegt und zu Unrecht
als eine Ergänzung des Umanerkennungsbescheides betrach—

tet und bezeichnet. Damit sind unvereinbar die ausdrück—

liche Bezeichnung des Bescheides als "Widerspruchsbescheid",

die Bezugnahme auf den Widerspruch des Klägers vom 22° De—

zember 1950, zumal dieser mit dem Umanerkennungsbescheid

vom 15‚ Oktober 1951 überhaupt nichts zu tun hat, und

schließlich die Ausführungen
am Schlusse des Bescheides

vom1A„ Oktober1955, "für eine Wiederaufnahmedes Verfah-
rens sind keine stichhaltigen Gründe erkennbar"° Dieser Be-

sehoid ist vielmehr ein Neubescheid ins° von 5 40 Abs° 1

_ 8 -
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Satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) aF„ Mit
ihm hat die Versorgungsverwaltung eine nochmalige sachli—
Ch@Nachprüfung des ursächlichen Zusammenhangs zwischen

_
dem Nervenleiden des Klägers und Einwirkungen des Kriegs-
dienstes eröffnet, Diese Auslegung ergibt sich auch zwin—

■
gend aus den Ausführungen dieses "Widerspruchsbescheides"°
Er verweist auf die bindend gewordenen Bescheide, insbeson-

dere auch auf das Urteil des OVA vom 17° Dezember 1951,

durch das der Beacheid vom 29„ September 1950 bindend ge—

worden sei, fährt dann aber fort, auch ohne diese rechts-

wirksame Entscheidung könne der Widerspruch keinen Erfolg

haben„ Diese AUffassung wird sodann in längeren Ausführun—

gen in sachlicher Hinsicht durch Bezugnahme auf die inzwi—
schen erst herangezogenen ärztlichen Unterlagen begründet°

Hieraus ergibt sich eindeutig der Charakter des Verwaltungs-

akts vom 1ü° Oktober 1955 als Bescheid nach 5 40 Abs° 1
Satz 1 VeerG aF (vgl„ BSG 10, 2H8 ff)„

Demgemäß hat das Berufungsgericht hier zu Unrecht keine

Sachentscheidung, sondern nur Prozeßentscheidungen auf
Grund der bindenden Wirkung früherer Verwaltungsakte

erlassen, obwohl diese durch den "Widerspruchsbescheid"

vom 14° Oktober 1955 überholt waren und im Rechtszuge die
treitfrage des Ursächlichen Zusammenhangserneut hätte

sachlich geprüft werden müssen° Die angefochtene Entschei-
dung beruht also auf dem gerade noch erkennbar gerügten

- Wesentlichen Verfahrensmangel, daß das LSG ein Pr02eßur—

teil statt eines Sachurteils erlassen hat (BSG Ä, 200}.

Die angefochtene Entscheidung konnte daher nicht aufrecht—
erhalten werden„ Das LSG hat keine tatsächlichen Feststel—
lungen i«S= des @ 163 SGG getroffen, weil —wie bereits

oben dargelegt * der zweite Teil seiner Entscheidungsgründe

315 nicht geschrieben zu behandeln ist° Infolgedessen muß

—die Sache unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung
1

an das Berufungägericht zurückverwiesen werdenu

- 9 _
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Die Entscheidung über die Kosten — auch der Revisions—>

instanz — bleibt dem abschließenden Urteil vorbehalten°

Da die Voraussetzungen der 55 165, 153 Abs° l, 124 Abs° 2
SGG erfüllt sind, konnte der Senat ohne mündliche Verhand-

lung durch Urteil entscheiden°
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